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ANTON GÜBELI

NEUBELEBUNG DES 
VOLKSHAUSES BURGVOGTEI
Am 30./31. März 1979 konnte die erfolgreich 
abgeschlossene Sanierung des Basler Volks­
hauses an der Oberen Rebgasse mit einem 
umfangreichen Volksfest gefeiert werden. Im 
Zeichen der Eröffnung standen Vorträge des 
Radio-Sinfonieorchester der deutschen und 
rätoromanischen Schweiz (DRS), ein Festakt 
mit Bankett und Darbietungen von Vereinen, 
die seit jeher mit dem Volkshaus verbunden 
waren.

Aus der Geschichte
Das heute im renovierten Kleid sich präsen­
tierende Haus besitzt eine lange Geschichte: 
Vor sechshundert Jahren stand auf einem Teil 
des heutigen Volkshausareals die Liegenschaft 
eines Edelmannes, Heinrichs des Pfaffen, von 
welchem sie zu Beginn des 14. Jahrhunderts 
Wemherr zer Sunnen als Erbe überging und 
den Namen <zer Sunnen > erhielt. Mehrmals 
wechselten danach die Besitzer, die haupt­
sächlich aus Adelsgeschlechtern stammten 
und oft im Dienste der Kirche standen. So 
diente beispielsweise das Gebäude lange Zeit 
als Sitz des Verwalters des Klosters Wettingen 
bei Baden; damals wurde der Name <zer Sun- 
nen> in <Wettingerhof> umgewandelt.
Das Areal gelangte im Februar 1686 in den Be­
sitz des hochfürstlich markgräflich Badischen 
Rats Reinhard von Gemmingen. Als Land­
vogt der Landgrafschaft Laufenburg und der 
Herrschaft Rotteln benutzte er den Sitz als 
Verwaltungseinheit seiner Land- und Burg­

vogtei. Im Volksmund hiess das Gebäude des­
wegen denn auch lange Zeit <Burgvogtei>. Die 
Zerstörung der Burg Rotteln beim Franzosen­
einfall von 1678 nötigte die Burgvogteileute, 
ihren Sitz nach Lörrach zurückzuverlegen. 
Nurmehr als Ausweichquartier dienend, ver­
lor die Burgvogtei zusehends an Wichtigkeit. 
1777 schliesslich verliess die damalige Besitze­
rin, die verwitwete Hofrätin Süss, das Haus 
und zog sich nach Rastatt zurück. Da das ver­
lassene Grundstück nicht mehr verwertbar er­
schien und eine zu grosse finanzielle Bela­
stung darstellte, beschloss die fürstliche Kam­
mer in Karlsruhe, den Grundbesitz zu veräus- 
sern. Nach zähen Verhandlungen erwarb der 
Eisenhändler und Gerichtsherr Leonhard 
Paravicini am 15. Mai 1798 die Burgvogtei für 
18 000 Gulden und unterzog sie einer gründ­
lichen Erneuerung. Der demokratischen Ge­
sinnung der Helvetik entsprach es, dass der an 
den alten Obrigkeitsstaat erinnernde Name 
Burgvogtei nun zugunsten der Bezeichnung 
<Zu den 13 Kantonem weichen musste. 1845 
verkauften die Erben Paravicinis die Liegen­
schaft an den Bierbrauer Fritz Landolt. Nun 
stand der Saal des Hauses geselligen Anlässen 
und Versammlungen offen, welche nicht sel­
ten in Wortschlachten ausarteten. So können 
wir von einem spektakulären Vorfall berich­
ten, der sich im Gefolge der Gründung der Ak­
tiengesellschaft <Bier- und Concerthallo, die 
am 24. April 1873 ihre Tätigkeit aufnahm, er­
eignete: Kein Jahr war vergangen, da gerieten
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sich die Herren des Verwaltungsrates wort­
wörtlich in die Haare und verprügelten sich 
regelrecht. Man glaubt es der Quelle gerne, 
dass der Wirt seine liebe Not hatte, die Streit­
hähne auseinanderzubringen. Bald darauf 
wurden die Bäume im schönen Restaurations­
hof gefällt.
Laut einem Bericht des Departements des In­
nern vom 6. Juli 1893 hatte der Regierungsrat 
dem Departement eine Eingabe des Arbeiter­
bundes und der Sozialdemokratischen Partei 
Basels zur Berichterstattung überwiesen. Der 
Grosse Rat empfahl, «welchem Auftrag hier­
mit nachzukommen, ohne dadurch zugeben 
zu wollen, dass das Departement des Innern 
diese Frage, weil baulicher Natur, das richtige 
Organ zur Berichterstattung gewesen wäre». 
Die Petenten ersuchten nämlich den Staat um 
die Erstellung eines staatlichen Gebäudes, das 
Vereinen aller Art für Sitzungen oder Volks­
versammlungen zur Verfügung stehen sollte. 
Der Arbeiterbund und die Sozialdemokrati­
sche Partei waren der Ansicht, «dass in einem 
demokratischen Staat, in welchem die Stim­
me eines jeden Bürgers zur Initiative oder zu 
Beachtung der Gesetzgebung gleich schwer 
wiegt, es von grosser Wichtigkeit für das Wohl 
des Staates sei, dass bei jedem Bürger die po­
litische Reife wesentlich gefördert werde, 
durch Bildung von Vereinen und durch den 
Meinungsaustausch in kleineren und grösse­
ren Versammlungen». Der Vorsteher des De­
partements des Innern, Philippi, wies indes­
sen dieses Begehren zurück, indem er zu be­
denken gab, dass wichtigere Finanzierungen 
den Vorrang erhalten sollten. Am 12. 
Juli 1893 beschloss die Regierung dement­
sprechend, auf den Vorstoss nicht einzutreten. 
Als einziger Trost konnte den Zurückgewiese­
nen allenfalls dienen, dass konfessionelle 
Gruppen mit ähnlichen Forderungen eben­
falls abgeblitzt waren.

Ankauf durch den Staat

Ungeachtet dieser und anderer Rückschläge 
meldete sich die organisierte Arbeiterschaft 
erneut und verlangte ein Haus für eigene 
Zwecke. Dieses Mal stiessen sie nicht auf tau­
be Ohren. Ein Ratschlag, den die Regierung 
im Jahre 1904 dem Grossen Rat unterbreitete, 
regte an, das ganze Burgvogteigelände zu kau­
fen. Gleichzeitig wurde darauf hingewiesen, 
dass der Burgvogtei-Saal einer der geräumig­
sten Säle der Stadt sei. Im November 1904 an­
erkannte der Grosse Rat das Begehren und be­
willigte den Ankauf des ganzen Areals von 
insgesamt 2687,5 Quadratmetern. Für die 
baulichen Veränderungen wurden 9500 Fran­
ken ins Budget eingesetzt. Zu billigen Zinsen 
wurden die Lokalitäten den sozialdemokrati­
schen Vereinen mietweise zur Verfügung ge­
stellt. Diesem fortschrittlichen Kurs setzte der 
Ausbruch des Ersten Weltkrieges zunächst ein 
jähes Ende dadurch, dass die Militärschneide­
rei, die bisher in der nun offenbar für ihre 
Zwecke zu klein gewordenen Töchterschule 
untergebracht war, in die Burgvogtei und de­
ren Nebenräume verlegt wurde. Diese Schnei­
derei beschäftigte damals über 700 Personen 
und besass eine hohe Produktionskapazität; 
die Uniformen wurden an das eidgenössische 
Zentraldepot in Seewen (Schwyz) geliefert. 
Am 20. September 1916 teilte das Departe­
ment des Innern mit, dass die Burgvogteihalle 
wieder ihrem alten Zweck - Abhaltung von 
öffentlichen Versammlungen-zuzuführen sei. 
Nun begann für die organisierte Arbeiter­
schaft Basels das Spiel von vorne. Um grössere 
Versammlungen durchzuführen und unter 
Gleichgesinnten gesellige Abende verbringen 
zu können, die der Bereicherung der Arbeiter­
kultur dienen sollten, beharrte sie auf der al­
ten Forderung nach einem eigenen Haus. Die 
Regierung jedoch ging bedächtig vor und warf
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die Frage auf, ob die Räumlichkeiten in der 
bestehenden Form im Sinne der gewünschten 
Verwendung überhaupt optimal ausgelastet 
werden könnten.
Am 14. Dezember 1922 aber hatte der Grosse 
Rat die notwendigen Beschlüsse gefasst und 
für den Bau eines Volkshauses auf dem ehe­
maligen Burgvogteiareal einen Kredit von 
1 800 000 Franken bewilligt. Obwohl dagegen 
das Referendum ergriffen worden war, wurde 
der Beschluss mit einem knappen Mehr am 
18. Februar 1923 bestätigt.

Von der Burgvogtei zum Volkshaus
Das Bauprojekt des Basler Architekten Henri 
Baur, preisgekrönt hervorgegangen aus einem 
öffentlichen Wettbewerb, sah vor, den al­
ten Burgvogteisaal umzubauen und mit geräu­
migem Foyer sowie Nebenräumen zu verse­
hen. Ein weiterer grosser Saal, der heutige 
Unionsaal, und ein neues Vordergebäude, das 
mit einem Seitenflügel an den erweiterten 
Saaltrakt angegliedert wurde und den Garten­
hof ganzheitlich umschloss, versprachen die

Platzbedürfnisse auf lange Sicht zu befriedi­
gen. Die Formensprache des Baus orientierte 
sich an einem Kunststil der zwanziger Jahre - 
der <art déco>, welche klassizistische Elemente 
stilisierte und axiale Symmetrien bevorzugte. 
Im Jahre 1925 wurde das Gebäude gemäss 
dem Projekt fertiggestellt. Juristisch war das 
neue Volkshaus öffentliches Eigentum und 
wurde vom Finanzdepartement an die < Be­
triebsgenossenschaft Volkshaus = Burgvogtei > 
verpachtet. 1934 pachtete die Gesellschaft 
zur Förderung des Volkshauses> die Liegen­
schaft und betrieb sie statutengemäss als 
Heim- und Erholungsstätte des arbeitenden 
Volkes. Zu jener Zeit erfuhr die Fassade an der 
Rebgasse eine Modernisierung. Diese wurde 
im Sinne der <neuen Sachlichkeit), der Bau­
haus-Architektur durchgeführt. Diese Gestal­
tung sollte gewissermassen den gemeinnützi­
gen Verwendungszweck des Gebäudes unter­
streichen. 1938 wurden die Fenster der Erdge­
schosspartie durch grosse sprossenlose Glas­
flächen ersetzt, die Gesimse und Profile ge­
glättet und der monumentalwirkende Säulen-

Der renovierte 
Hof im 
Volkshaus/ 
Burgvogtei.
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vorbau bei der Durchfahrt zum Gartenhof ab­
gebrochen.

Politisches Debakel
Bereits im Jahre 1963 hegte die Prüfungskom­
mission des Grossen Rates mit dem Bericht 
Nr. 6027 für das Volkshaus < Pläne auf lange 
Sicht>, wonach der Gebäudekomplex einer 
wirtschaftlichen Nutzung zugeführt werden 
sollte. Als die Gewerkschaften ihre Büros im 
Volkshaus verliessen und ihr neues, gegen­
überliegendes Domizil bezogen, richtete sich 
das Interesse verschiedenster Kreise auf die 
künftige Benützung der grossen Räumlichkei­
ten. Nicht zufällig erwog denn auch seit eini­
ger Zeit die angrenzende Warenhauskonzern- 
Filiale <Magazine zur Rheinbrücke AG> eine 
Übernahme des Volkshauses. Ihre Direktion 
hatte sich sogar dazu bereit erklärt, das Volks­
haus abzubrechen und das Areal neu zu über­
bauen. Dieses Vorhaben löste jedoch in der 
Bevölkerung grosse Empörung aus, und es 
kam zur Gründung des Aktionskomitees ge­
gen die Verschandelung des Volkshauses>. 
Als der Ratschlag Nr. 6835 betreffend Bau­
rechtsvertrag für eine Erweiterung der < Maga­
zine zur Rheinbrücke AG> vorlag und dieser 
am 30. September 1971 vom Grossen Rat ge­
nehmigt wurde, ergriff das Aktionskomitee 
das Referendum. Bei einer Stimmbeteiligung 
von 54,57% lehnte das Basler Volk im Dezem­
ber 1972 mit 40 524 Nein gegen 36 427 Ja das 
Vorhaben der < Magazine zur Rheinbrücke 
AG> ab.
Schon während der Behandlung der genann­
ten Vorlage hatte die Generalversammlung 
der < Gesellschaft zur Förderung des Volks- 
hauses> am 18. September 1970 einstimmig 
beschlossen, vom Pachtvertrag zurückzutre­
ten. Der Vorstand löste sich auf und gab die 
Vermittlung der Räume an die Kantonale Lie­
genschaftsverwaltung zurück. Diese überliess

ihrerseits kurz danach die Vermittlung wie­
derum dem Gewerkschaftskartell.
Darauf überwies das Parlament im Janu­
ar 1973 einen Anzug von H. Stauffiger und 
Konsorten, demzufolge das herkömmliche 
Bauwerk einem sinnvoll zu nützenden Neu­
bau weichen sollte. Die Baukosten hätten sich 
auf zwölf Millionen Franken belaufen. Dem­
gegenüber hätte eine gründliche Renovation 
die Hälfte gekostet. Mit Ratschlag Nr. 7131 
entschloss sich dann die Regierung im De­
zember 1974, dem Grossen Rat das Projekt ei­
ner schrittweisen Sanierung vorzulegen. Suk­
zessive sollten die Räume und die Fassaden 
erneuert werden. Aber auch diese Lösung fiel 
unter den Tisch.

Gutes Ende
Angesichts der Raumnot mancher kultureller 
Institutionen tauchte die Frage auf, ob nicht 
das Sinfonieorchester der DRS im Volkshaus 
untergebracht werden könnte. Die Musiker 
konnten nämlich den ihnen bisher offenste­
henden Landgasthof in Riehen nicht mehr be­
nutzen und suchten schon lange eine neue fe­
ste Unterkunft. Diese Idee fiel auf fruchtbaren 
Boden, und so konnte im April 1975 ein Ver­
trag mit dem Radio abgeschlossen werden. 
Dem entsprechenden Ratschlag Nr. 7227 
stimmte zwar der Grosse Rat zu; jedoch erfor­
derte ein neuerliches Referendum wiederum 
eine Volksabstimmung. Diese brachte am 5. 
Dezember 1976 mit 47 399 Ja und 16 017 Nein 
eine deutliche Gutheissung des Grossrats­
beschlusses.
Seit dem Eröffnungsfest vom 30. und 
31. März 1979, das zu einem grossen Erfolg 
wurde und dessen Reingewinn der Renova­
tion des Altersasyls <Zum Lamm> zufloss, ging 
es noch einige Monate, bis sich ein geeigneter 
Pächter für den Wirtschaftsbetrieb des Volks­
hauses Burgvogtei fand.
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